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Basel, 02.10.2026 

 

Teilrevision der Radio- und Fernsehverordnung (RTVV) – Anpassung 

der Tarifkategorien bei der Unternehmensabgabe 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Verein Vorsorge Schweiz (VVS) nutzt die Möglichkeit, zum Vernehmlassungsentwurf vom 

19. Juni 2026 Stellung zu nehmen, obwohl er nicht direkt adressiert wurde.  

Der VVS vertritt die Interessen von 83 Freizügigkeitsstiftungen und Vorsorgestiftungen der 

Säule 3a und deren Kunden ( u d 841’000 Ku d   v   F    ü   k  t  t ftu     u d 

2’563’000 Kunden von Vorsorgestiftungen der Säule 3a). Zu den VVS-Mitgliedern gehören die 

wichtigsten und grössten Freizügigkeitsstiftungen und Vorsorgestiftungen der Schweiz. 

Insgesamt verwalten sie Vorsorgevermögen im Umfang von 165 Mia. Schweizer Franken. 

 
A) Ausgangslage 

Pensionskassen, Anlagestiftungen, Freizügigkeitsstiftungen und Vorsorgestiftungen der 

Säule 3a sind keine gewinnorientierten Unternehmen im üblichen Sinn, sondern Einrichtungen 

des schweizerischen Vorsorgesystems. Das von ihnen verwaltete Vermögen gehört 

wirtschaftlich den Versicherten und Rentenbeziehenden und dient dem Vorsorgezweck. 
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B) Antrag 

Der VVS beantragt daher: 

Art. 67b RTVV ist mit folgendem Absatz 3 zu ergänzen 

Einrichtungen der beruflichen Vorsorge sowie Einrichtungen, die der beruflichen Vorsorge 

dienen, sind von der Abgabe befreit. 

 
C) Begründung 

Eine Abgabe, deren Höhe wesentlich durch Wertschriftentransaktionen bestimmt wird, 

schmälert die Vorsorgevermögen, ohne dass ein sachlicher Bezug zur tatsächlichen Grösse 

oder wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Einrichtung besteht. Die vorgesehene 

Tarifanpassung würde diese bereits heute problematische Belastung erheblich verschärfen. 

Aus sozialpolitischer Sicht ist deshalb eine gezielte Korrektur angezeigt. 

Die RTVG-Abgabe übersteigt in vielen Fällen schon heute die Kosten zwingend notwendiger 

Verwaltungsaufwendungen der beruflichen Vorsorge, etwa für die externe Revision, die 

Aufsichtsbehörde oder die Tätigkeit von Experten für berufliche Vorsorge. Gleichzeitig steht 

die Höhe der Abgabe in einem deutlichen Missverhältnis zum Personalbestand der betroffenen 

Einrichtungen. 

Bereits heute führt die RTVG-Abgabe bei vielen betroffenen Einrichtungen zu jährlich 

wiederkehrenden Belastungen von rund CHF 50’000. Mit der vorgesehenen Tarifanpassung 

würde die jährliche Abgabe im Maximaltarif von bisher CHF 49’925 auf neu CHF 135’502 

steigen. Dies entspricht dem 2,7-Fachen des bisherigen Betrags beziehungsweise einer 

Mehrbelastung von rund 171 Prozent. Eine derart erhebliche Mehrbelastung von 

Einrichtungen, deren Vermögen ausschliesslich dem Vorsorgezweck dient, ist aus 

sozialpolitischer Sicht stossend. 

 
D) Schlussbemerkung 

Der VVS unterstützt mit seiner Stellungnahme die übrigen Vertreter der Vorsorgebranche, die 

von den geplanten Änderungen der RTVV betroffen sind.  

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung der Stellungnahme des VVS und insbesondere die 

oben erwähnte Begründung zum gestellten Antrag. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

Verein Vorsorge Schweiz (VVS) 

  

Marcel Rumo, Präsident Bernhard Wyss, Vizepräsident 

 


